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Herrschermacht besitze. Mit der Rechtsstellung als Träger der souveränen Staatsgewalt 
seines Staates sei ein persönliches Untertanenverhältnis des Fürsten von Liechtenstein 
gegenüber einem anderen Staate nicht vereinbar.

Die Souveränitätsthematik beschäft igte die liechtensteinische Politik auch weiter-
hin. Prinz Eduard stellte fest, dass die Selbständigkeit Liechtensteins in den letzten 
Jahrzehnten leider sehr wenig gepfl egt worden sei.13 Vorerst musste sich Liechtenstein 
jedoch mit der indirekten Anerkennung der Souveränität zufrieden geben. Ein weiteres 
Mal war deutlich geworden, dass Liechtenstein nur eine schwache Stimme erheben 
konnte, zumal die Erfahrung über die richtige Art des Vorgehens fehlte und der Aufb au 
eines aussenpolitischen Beziehungsnetzes noch mit mancherlei Mängeln belastet war.

Aufbau diplomatischer Beziehungen

Liechtenstein hatte bis 1919 keine eigenen diplomatischen Vertretungen im Aus-
land. Seit 1880 hatte Österreich-Ungarn die Vertretung der Angehörigen des Fürstentums 
Liechtenstein im Auslande inne.14 Verschiedene Ereignisse während des Krieges hatten 
gezeigt, dass es für liechtensteinische Staatsangehörige von Nachteil war, wenn ihre 
Interessen nicht durch eigene diplomatische Vertretungen gewahrt wurden. Wieder-
holt hatten betroff ene Personen ihren Unmut über diese Zustände zum Teil öff entlich 
geäussert. Gegen Ende des Krieges wurde diese Frage auch in den liechtensteinischen 
Zeitungen thematisiert. Ein Beitrag in den „Oberrheinischen Nachrichten“ vom Feb-
ruar 1918 kritisierte die Haltung der Regierung gegenüber Liechtensteinern, welche im 
Ausland ihre Hilfe benötigten.15 In England und in den USA würden die Liechtenstei-
ner wie Österreicher und Deutsche behandelt, woraus die Befürchtung erwachse, dass 
Liechtensteiner zum Militärdienst eingezogen würden, meinte der Artikelschreiber. Er 
stellte die Frage, wer denn die Interessen der Liechtensteiner im Ausland vertrete. Vor 
allem betrachtete er das Fehlen einer eigenen Vertretung in den Österreich feindli-
chen Staaten als Problem: Hilfl os ohne jeden Schutz und Rat stehen unsere Mitbürger 
im fremden Lande und niemand will sich ihrer annehmen. Um diesem Übel abzuhelfen, 
forderten die „Oberrheinischen Nachrichten“ eine eigene Vertretung Liechtensteins im 
Ausland. Eine teilweise Lösung dieses Problems brachte die Übernahme der diploma-
tischen Vertretung Liechtensteins durch die Schweiz im Oktober 1919.

Die Schilderung dieser Zustände kam den Absichten der Regierung und des Fürs-
tenhauses entgegen, diplomatische Vertretungen in mehreren Staaten einzurichten. 

13 LLA, SF 1.10/1921/77, 14. Mai 1921; Prinz Eduard an die liechtensteinische Regierung.
14 LLA, RE 1919/6087ad589, Auszug aus dem Schreiben des k. u. k. Ministeriums des Äussern vom 

24. Oktober 1880 (zeitgenössische Abschrift ).
15 Oberrheinische Nachrichten Nr. 6/9. Februar 1918.
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